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A. NEUIGKEITEN

+++ Biindnisgriine legen Gesetzentwurf ,Zur Verbesserung der Situation von Opfern von
Menschenhandel” vor +++

Am 20.11. legte die Grinenfraktion im Bundestag einen Gesetzentwurf zur Umsetzung der
Europaratskonvention gegen Menschenhandel und zur ,Verbesserung der Situation von Opfern von
Menschenhandel” vor. Sie fordern die Umsetzung der 2008 in Kraft getretenen Konvention, was
,gesetzliche Neuregelungen in den Bereichen des Aufenthaltsgesetzes, des Asylbewerber-
leistungsgesetzes, des Dritten Buches Sozialgesetzbuch, des Schwarzarbeitsbekdampfungsgesetzes, der
Gewerbeordnung sowie des Arbeitsgerichtsgesetzes” zur Folge hatte. Alternativen zu dem von ihnen
vorgelegten Gesetzentwurf, gdbe es fiir sie keine.

+++ Bund will Frauenhandel stirker bekdmpfen und Opfer besser schiitzen +++

Bei der KOK-Ausstellungsprdsentation im Berliner Hauptbahnhof, versprach die parlamentarische
Staatssekretdrin bei der Bundesministerin fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Elke Ferner, ein
,Bindel an MaBnahmen” zur Bekdmpfung von Menschenhandel und zur Verbesserung des Opferschutzes.
Zu diesen MalRnahmen gehorten , Verbesserungen beim Aufenthaltsrecht und den sozialen Rechten fir
die Opfer des Menschenhandels, aber auch Strafrechtsdnderungen bis hin zur Bekdmpfung der
Zwangsprostitution”.

+++ La Strada International (LSI) Kampagne: ,,Used in Europe“+++

Vergangenen Oktober startete die Organisation La Strada International (LSI) gemeinsam mit 30
europaischen Partnerorganisationen, darunter auch der KOK, die EU-weite Kampagne ,Used in Europe —
Menschenhandel und Arbeitsausbeutung in Europa“, passend zum europaweiten Tag gegen
Menschenhandel am 18.10.2014. Auf der Website der Kampagne findet man zahlreiche Informationen
zum Thema Menschenhandel und Arbeitsausbeutung sowie Fallbeispiele.

+++ Neue Eurostat Statistik zu Menschenhandel veroffentlicht +++

Am 18.10. veroffentlichte die Europaische Kommission die zweite Eurostat-Statistik zu Menschenhandel in
der EU. Die Statistik umfasst Daten aus 28 EU-Staaten, sowie ausgewahlten EU-Beitrittskandidaten und
EFTA/EEA-Staaten aus den Jahren 2010 bis 2012. Der Bericht liefert Daten tiber ermittelte und vermutete
Betroffene von Menschenhandel und Tater*innen und schlisselt diese Erhebungen zugleich nach
Geschlecht, Alter und Zugehorigkeit zu sozialen Gruppen sowie Formen von Menschenhandel auf.
AulRerdem gibt er einen statistischen Einblick in die strafrechtliche Verfolgung und Verurteilung von
Tater*innen.

+++“Prostitution ist kein Beruf wie jeder andere, aber Prostitution ldsst sich nicht verbieten“+++

Bei der offiziellen Ubergabe des Abschlussberichts des Runden Tisches ,Prostitution NRW*, duBerte sich
Emanzipationsministerin Barbara Steffens klar zum Thema Prostitutionsverbot. Prostitution lieBe sich
nicht verbieten und ,wer diese Tatigkeit ausliben will, soll[te] dies unter rechtsstaatlichen und
menschenwiirdigen Bedingungen tun kdnnen”. Der Runde Tisch wurde 2010 eingerichtet. In 14 Sitzungen
wurden 70 Sachverstiandige angehort. Mitglieder des Runden Tisches waren die zustandigen Ministerien,
kommunale Vertretungen, Beratungsstellen und zwei Sexarbeiterinnen. Ergebnis des Runden Tisches war
u.a. die Feststellung, dass mit dem Prostitutionsgesetz (ProstG) der Menschenhandel zur sexuellen
Ausbeutung nicht gestiegen sei. Ebenso wurde festgestellt, dass eine Notwendigkeit zur Regulierung



http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/fileadmin/user_upload/medien/KOK_informiert/Antrag_die_Gruenen.pdf
http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/kok-informiert/medien-materialien/downloads.html?eID=dam_frontend_push&docID=125
http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/kok-informiert/website-news/detailansicht-website-news/artikel/eroeffnung-der-neuen-wanderausstellung-des-kok.html
http://lastradainternational.org/
http://usedineurope.com/
http://usedineurope.com/
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/product_details/publication?p_product_code=KS-TC-14-008
http://www.mgepa.nrw.de/ministerium/presse/pressemitteilungsarchiv/pm2014/pm20141008a/index.php
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besteht, um die Zuverldssigkeit von Betreiber*innen sicherzustellen sowie einen Mindeststandard fir
Arbeitsbedingungen und Hygiene festzulegen ist. Gleichzeitig gab es aber eine klare Absage an restriktive
Mafinahmen wie z.B. die verpflichtende Gesundheitsuntersuchung.

+++25. 11. Internationaler Tag gegen Gewalt gegen Frauen +++

Anlasslich des internationalen Tages gegen Gewalt gegen Frauen gab es viele Aktionen und
Veroffentlichungen, z.B.:

Neuer Spot _des bff gegen héiusliche Gewalt

In Vorbereitung auf den diesjahrigen Internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen am 25.11,,
veroffentlichte der bff seinen neuen Spot ,Stairs”. Der Clip arbeitet mit dem Motiv des ,Treppensturzes”
und soll Aufmerksamkeit flir das Thema Hausliche Gewalt und Gewalt an Frauen wecken. Fir eine
einmalige Leihgeblihr von 90 EUR fiir bff-Mitglieder bzw. 150 EUR fiir Nicht-Mitglieder, kann man den Film
erhalten. Der Spot soll in Kinos und iber andere Plattformen laufen, um so viele Menschen wie moglich zu
erreichen. Informationen zum Film und den Bestellmodalitdaten erhalten sie auf der Seite des bff. Einen
Eindruck vom Spot erhalten Sie hier.

Wir bekennen Farbe gegen héusliche Gewalt — Aktion der FHK

Ebenfalls anlasslich des 25.11. startete die Frauenhauskoordinierung (FHK) ihre Aktion ,Wir bekennen
Farbe gegen Gewalt an Frauen”, bei der sich Unterstitzer*innen ein orangenes Hemd mit dem Aufdruck
,Farbe bekennen gegen Gewalt gegen Frauen” Uberziehen und sich so fotografieren lassen konnten.
Niheres zu der Aktion sowie Bilder unter ,Aktuelles’ auf www.frauenhauskoordinierung.de.

»Der zornige Kaktus* 2014

Terre des Femmes verlieh zum 25.11.2014 erstmalig den ,Zornigen Kaktus“ fiir besonders sexistische
Werbung. Aus ca. 200 Einreichungen hatte eine Jury vier Vorschldge ausgewahlt, Uber die auf der
Homepage von TdF abgestimmt werden konnte. Weitere Infos auf der Webseite von Terre des Femmes.

+++ Kurzfilm des Hilfetelefon Gewalt gegen Frauen +++

Der neue Kurzfilm des ,Hilfetelefon Gewalt gegen Frauen” bietet eine vierminitige Einfihrung in die
Arbeit des Hilfetelefons. Fragen wie ,,Wer berdt mich?“, ,,Welche Formen der Beratung gibt es?” und ,,Bin
ich als Anrufende in meiner Anonymitat geschiitzt?“ werden in dem kurzen aber pragnanten Spot geklart.
Mitarbeiterinnen des Hilfetelefons erklaren die Beratungsmoglichkeiten die unterstitzungssuchende
Frauen, Verwandte, Freund*innen oder Fachberater*innen auf der Website des Hilfetelefons finden
kénnen. Der Film ist ab sofort online zu finden.

Anléasslich des internationalen Tages gegen Gewalt an Frauen am 25. November, startete das Hilfetelefon
seine grolRe Selfie-Aktion. Bekannte Gesichter aus Politik, Film und Fernsehen aber auch alle anderen
interessierten Unterstiitzer*innen konnen sich selbst mit dem ,Hilfetelefon” und ihrem Slogan gegen
Gewalt an Frauen fotografieren, das Foto hochladen und die Kampagne so unterstiitzen.

+++ Impulse fiir die deutsche Gleichstellungs- und Frauenpolitik — GFMK 2014 Wiesbaden +++

Bei der diesjdhrigen Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenminister*innen und Senator*innen der
Lander (GFMK) im Oktober, unter dem Vorsitz des Hessischen Ministers fiir Soziales und Integration,
Stefan Grittner (CDU), stand u. a. das Thema bundesweite Standards fir die Finanzierung von
Frauenhdusern auf der Agenda. Die Gleichstellungsministerin von Sachsen-Anhalt, Angela Kolb (SPD),
setzte sich fir ,bundesweit einheitliche Standards bei der Finanzierung von Frauenhdusern” ein, da nur
bei einer ,sicheren Finanzierung” den Betroffenen auch angemessen geholfen werden kénne. Die GFMK
beschloss, dass ein landeroffenes Arbeitsgremium installiert werden solle, um das gegenwartige



https://www.frauen-gegen-gewalt.de/
https://www.frauen-gegen-gewalt.de/spot-treppe.html
https://www.frauen-gegen-gewalt.de/nachricht/items/bff-spot-stairs-kommt-in-die-kinos-aktion-zum-25112015.html
https://www.youtube.com/watch?v=l7HqwAleUQg
http://www.frauenhauskoordinierung.de/aktuelles/artikel/neon-orange-wir-bekennen-farbe-gegen-gewalt-an-frauen-1.html
http://www.frauenhauskoordinierung.de/
http://www.frauenrechte.de/online/index.php/themen-und-aktionen/frauenfeindliche-werbung/der-zornige-kaktus-2014
https://www.hilfetelefon.de/aktuelles/neuer-kurzfilm-gibt-einblicke-in-das-hilfetelefon.html
https://www.hilfetelefon.de/aktuelles/anlaesslich-des-internationalen-tages-zur-beseitigung-von-gewalt-gegen-frauen-ruft-bundesministerin-schwesig-mit-der-selfie-aktion-zur-bekanntmachung-des-hilfetelefons-auf.html
http://www.aktion.hilfetelefon.de/
http://www.gleichstellungsministerkonferenz.de/Startseite.html
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Hilfesystem zu analysieren. Neben den Frauenhausern sollten hierbei auch andere Einrichtungen, die Hilfe
fiir Betroffene anbieten, in den Blick genommen werden.

Zwar sei die Installierung einer solchen Arbeitsgruppe ein Zeichen fir eine intensivere Auseinandersetzung
mit dem Thema, jedoch gehen einige Expert*innen nicht davon aus, dass in naher Zukunft konkrete
Schritte fur die Verbesserung der Finanzierungsstrukturen erfolgen werden.

+++ Elke Ferner: SPD-Frauen fordern bundeseinheitliche Rahmenbedingungen fiir Frauenhduser +++

Auf der letzten Sitzung des Bundesvorstandes und Bundesausschusses der Arbeitsgemeinschaft
Sozialdemokratischer Frauen (ASF) am 30.11. sprach sich die Bundesvorsitzende Elke Ferner (SPD) fiir eine
unverzigliche  Umsetzung ,bundeseinheitliche[r] verbindliche[r] = Rahmenbedingungen sowie
verlassliche[r] Finanzierung fiir Frauenhduser” aus. Alle betroffenen Frauen in Deutschland hatten das
gleiche Recht auf eine sichere und kompetente Unterstiitzung und Begleitung. Einheitliche Regelungen
und Standards fir sofortige Schutz- und Hilfeleistungen seien hierfiir unabdingbar.

+++ UN Bericht zu Menschenhandel 2014 +++

Am 24. November verdtffentlichte das UN Biro fiir Drogen- und Verbrechensbekdmpfung (UNODC —
United Nations Office on Drugs and Crime) seinen globalen Bericht zu Menschenhandel 2014.

Demnach sind ein Drittel der zwischen 2010-2013 registrierten Opfer von Menschenhandel minderjahrig.
Zwei Drittel der betroffenen Kinder und Jugendlichen sind Madchen und somit insgesamt 70% der UN
bekannten Betroffenen weiblich. Die Studie unterstreicht die h&ufige Straffreiheit von Tater*innen.
,Obwohl ein GroRteil der Staaten Menschenhandel kriminalisieren, leben weiterhin viele Menschen in
Landern, deren Gesetzgebung nicht in Einklang ist mit den internationalen Richtlinien, welche ihnen
umfassenden Schutz gewahrleisteten “, so UNODC Generaldirektor Yury Fedotov (Ubersetzung KOK). Hier
muss ein Wandel stattfinden. Jeder Staat misse die UN Konvention gegen Menschenhandel und
international organisierte Kriminalitdt sowie die dazugehorigen Protokolle in ihren vollkommenen
Bestimmungen implementieren und sich einer Umsetzung der Gleichen vollends verschreiben.

B. VEROFFENTLICHUNGEN DES KOK

+++ Aufenthaltsmaoglichkeiten fiir Opfer von Menschenhandel — Praxisgutachten des KOK e.V.+++

Im Auftrag des KOK erstellte Rechtsanwalt Dr. Christoph Lindner ein Praxisgutachten zu den
»Aufenthaltsmoglichkeiten fiir Opfer von Menschenhandel aus Drittstaaten”. Das Gutachten stellt die zwei
gebrauchlichsten Wege zur Anerkennung des Aufenthaltsrechts der Betroffenen von Menschenhandel (§
25 Abs. 4a AufenthG und der Antrag auf Asyl) dar und zeigt alternative, weit seltener in Anspruch
genommene Optionen aus der Rechtspraxis. Weitergehend weist es darauf hin, dass ,gravierende
regionale Unterschiede” zwischen Bundeslandern, Kreisen und Kommunen bestehen, die die rechtliche
Unterstilitzung der Betroffenen zusatzlich erschweren. Dariber hinaus werden noch immer EU-rechtliche
Vorgaben, die fur ,die Erteilung kurzfristiger Aufenthaltstitel und fiir die Sicherheit, Unterbringung und
Versorgung der Betroffenen” von Noten sind, nur mangelhaft bis Gberhaupt nicht umgesetzt. Desweiteren
verweist Lindner auf die negativen Auswirkungen zu unterschiedlicher aufenthaltsrechtlicher Praxis in
Bezug auf Betroffene von Menschenhandel. Da es schwer ist, allgemeine Schlisse zu ziehen, soll das
Gutachten eine Sammlung an Handlungsoptionen und Vor- und Nachteilen der verschiedenen Wege
bieten.



http://www.asf.de/
http://www.spd.de/presse/Pressemitteilungen/125694/20141130_ferner_frauenhaus.html
http://www.unodc.org/documents/data-and-analysis/glotip/GLOTIP_2014_full_report.pdf
http://www.unodc.org/unodc/en/frontpage/2014/November/trafficking-in-children-on-the-increase--according-to-latest-unodc-report.html?ref=fs1
http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/uploads/media/Gutachten_KOK_Lindner_Aufenthaltsmoeglichkeiten_Opfer_MH_.pdf
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+++ KOK- Informationsdienst : ,, Menschenhandel und Asyl “ +++

Der KOK e.V veroffentlicht seit 2011 einmal im Jahr einen , Informationsdienst”. In diesem wird detailliert
und mit ausfihrlichen Hintergrundinformationen Gber ein aktuelles Thema berichtet, dass an den KOK
Gber die Praxis herangetragen wird. Der aktuelle Informationsdienst des KOK beschaftigt sich mit dem
Thema ,Asylrecht und Menschenhandel”. Er hat das Ziel, u.a. Probleme bei der Identifizierung von
Betroffenen im Asylverfahren und deren Zugang zu Unterstitzung aufzuzeigen. Aullerdem werden
aktuelle Entwicklungen und Malnahmen innerhalb des Bundesamtes fiir Migration und Fliichtlinge
(BAMF) dargestellt sowie zwei Interviews mit Kolleginnen von spezialisierten Fachberatungsstellen,
welche in Projekten zu diesem Themenbereich arbeiten. Ein weiterer Bestandteil ist die kurze Darstellung
der Grundlagen der verschiedenen Verfahrenswege sowie die Erdrterung, welche Vor- und Nachteile der
Weg, liber ein Asylverfahrenen einen Aufenthalt fir Betroffene von Menschenhandel zu erhalten, bietet.
Der Informationsdienst ist ab sofort auf der KOK Webseite unter KOK informiert verfligbar.

+++ KOK- Broschiire zu Menschenhandel und Arbeitsausbeutung +++

Der KOK hat eine kurze Broschiire zum Thema Menschenhandel zum Zweck der Arbeitsausbeutung
veroffentlicht. Hierin werden u.a. der Straftatbestand Menschenhandel zum Zweck der Arbeitsausbeutung
(MH/A), rechtliche Entwicklungen sowie die Arbeit des KOK e.V. und der Fachberatungsstellen fir
Betroffene von Menschenhandel kurz und tbersichtlich erldutert. Die Broschiire gibt einen Uberblick tiber
bestehende Kooperationen mit anderen Beratungsstellen und geht der Frage nach, was noch getan
werden muss. Sie eignet sich besonders, um fachfremden interessierten Personen einen einfachen,
kompakten Uberblick zum Thema MH/A zu vermitteln. Die Broschiire kann als Print-Version unter
info@kok-buero.de angefordert werden.

C. KOK-INTERNE VERANSTALTUNGEN

+++ KOK-Mitgliederversammlung am 29.09.2014 +++

Am 29.09.2014 fand in Berlin die 3. KOK-Mitgliederversammlung fiir das Jahr 2014 statt. Anwesend waren
Vertreter*innen der Fachberatungsstellen aus dem ganzen Bundesgebiet. Nach einem Update zu den
aktuellen Entwicklungen aus der Geschiftsstelle, konnten die Fachberatungsstellen von der Situation in
ihren Bundeslandern berichten. AnschlieBend gab es eine Vorstellung und Auswertung der KOK-
Rechtsprechungsdatenbank und das Projekt ,Frauenheld Bremen” wurde von der Beratungsstelle BBMeZ
vorgestellt. AbschlieRend tauschten sich die Teilnehmer*innen in drei Gruppen, entlang von Leitfragen
Gber das ,Qualitatshandbuch fiir Fachberatungsstellen fiir Betroffene von Menschenhandel” aus und
berichteten von generell positiven Erfahrungen im Einsatz des Handbuches.

+++ Er6ffnung der neuen KOK- Wanderausstellung am 16.10.2014 +++

Anlasslich des europaweiten Tags gegen Menschenhandel am 18.10.2014 prasentierte der KOK seine neue
Wanderausstellung ,,Menschenhandel — Situation, Rechte und Unterstiitzung in Deutschland®, am
16.0ktober im Berliner Hauptbahnhof. Die Ausstellung soll sowohl die allgemeine Offentlichkeit als auch
Expert*innen liber die Themen Menschenhandel und Ausbeutung, die Rechte der Betroffenen und die
Unterstltzungsstrukturen in Deutschland aufklaren. Zum Empfang kamen geladene Gaste, aber auch das
Laufpublikum im Bahnhof konnte sich einen Eindruck von den Reden und Ausstellungsmodulen machen.
Durch das Programm fiihrte Naile Tanis, Geschéaftsfihrerin des KOK e.V., begleitet von Redebeitrdgen von
Elke Ferner, parlamentarische Staatssekretarin bei der Bundesministerin fiir Familie, Senioren, Frauen und



http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/kok-informiert/kok-informationsdienst.html
mailto:info@kok-buero.de
http://www.frauenheld-bremen.de/
http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/kok-ausstellung.html
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Jugend, Frau Dr. Pollert, Vorstandsvorsitzende von IN VIA und Andrea Hitzke, Vorstandsmitglied des KOK
e.V. und Leiterin der Dortmunder Mitternachtsmission.

Die Konzeption der Ausstellung erlaubt sehr breite Einsatzmdglichkeiten und kann fiir unterschiedliches
Publikum genutzt werden. Sie kann fiir sich allein stehend die breite Offentlichkeit tiber das Thema
Menschenhandel informieren oder aber im Rahmen von Konferenzen, Tagungen 0.4. als ein erganzendes
Informationsprodukt fiir Fachpublikum genutzt werden. Dariiber hinaus ist sie so konzipiert, dass sie
gezielt auch von Bildungstrager*innen wie Fachhochschulen oder Universitaten oder auch von Schulen,
die praventiv zu dem Thema informieren mochten, ausgeliehen werden kann.

Sie kann ab sofort im KOK-Biiro ausgeliehen und ausgestellt werden. Fir weitere Informationen
kontaktieren Sie bitte die KOK-Geschaftsstelle.

+++ KOK - Vernetzungstreffen der Fachberatungsstellen zum Thema : ,Menschenhandel und Asyl“ +++

Am 10. und 11. November trafen sich KOK-Mitgliedsorganisationen, geladene Redner*innen und
Fachberatungsstellen aus Luxemburg und Osterreich zu einem Vernetzungstreffen in Berlin. Thema des
zweitagigen Treffens war die Relevanz von asylrechtlichen Problemen, Fragen und Realitdten in der
Beratung von Betroffenen von Menschenhandel. Das Treffen bot Raum, sich fachlich auszutauschen,
Verfahrenstipps zu teilen und neuen Input von Expert*innenseite oder aus anderen Regionen zu
bekommen. Neben Vortrigen gab es die Moglichkeit, in Kleingruppen effektiv zu aktuellen
Fragestellungen zu diskutieren.

D. VERANSTALTUNGEN

VERGANGENE VERANSTALTUNGEN

+++ 7th Session of UNODC, Wien +++

Die siebte Sitzung der ,,Conference of the Parties of the United Nations Convention against Transnational
Organized Crime and the Protocols thereto ” (,Konferenz der Parteien der UN-Konvention gegen
transnational organisierte Kriminalitdt und den dazugehdérenden Protokollen”), fand vom 06. — 10.
Oktober in Wien statt. Der KOK hatte die Moglichkeit, mit Beobachterstatus an der Konferenz
teilzunehmen. Neben dem grofRen Plenum fanden verschiedene Side-Events zu Themen im Bereich
Menschenhandel statt.

+++ Fachkonferenz ,,Fokus Frauenrechte”, Berlin +++

Am 8. Oktober lud der KOK gemeinsam mit Terre des Femmes und der Friedrich-Ebert-Stiftung zur
Fachkonferenz ,Fokus Frauenrechte”. Im Mittelpunkt der Konferenz standen die Umsetzung der EU-
Richtlinie _gegen Menschenhandel und des Ubereinkommens des Europarats zur Verhiitung und
Bekampfung von Gewalt gegen Frauen und hauslicher Gewalt (,Istanbul Konvention“). Im Rahmen der
Veranstaltungen fanden parallele Podien zu den Auswirkungen der jeweiligen Rechtsdokumente auf das
deutsche Strafrecht statt, gemeinsame Podien zu aufenthaltsrechtlichen Bestimmungen fiir Betroffene
von Menschenhandel und héauslicher Gewalt sowie ein Expert*innengesprach zum Recht auf Lohn und
Entschadigung. Wesentliche Punkte zu den Themen Opferrechte und Opferschutz konnten im Plenum
diskutiert und in den entsprechenden Podien vertieft werden.



http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/kok-informiert/aktuelle-kok-publikationen/detailansicht/artikel/fokus-frauenrechte-gemeinsame-fachveranstaltung-kok-fes-und-tdf-1.html
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Abteilung4/Pdf-Anlagen/gewalt-eu-rl-menschenhandel-2009,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf.
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Abteilung4/Pdf-Anlagen/gewalt-eu-rl-menschenhandel-2009,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf.
http://www.conventions.coe.int/Treaty/Commun/QueVoulezVous.asp?CL=GER&NT=210
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+++ ,Stopp dem Frauenhandel”, Miinchen +++

Am 17. Oktober fand in der Hanns Seidel Stiftung in Miinchen die Fachtagung ,Stopp dem Frauenhandel!
Brennpunkt Osteuropal”, statt. Die Jahrestagung des Aktionsbilindnisses gegen Frauenhandel griff somit
ihren Schwerpunkt von 2004 wieder auf und richtete den Blick auf Entwicklungen und Fortschritte seit
damals. Neben einigen Vertreterinnen der KOK Mitgliedsorganisation, hielt auch Dr. Barbel Heide Uhl
(datCT/KOK) einen Vortrag.

+++ EU Civil Society Platform, Briissel +++

Vom 21.-22.10. fand in Brissel das vierte Treffen der EU Civil Society Platform gegen Menschenhandel
statt. Die von der Europédischen Kommission ins Leben gerufene zivilgesellschaftliche Plattform soll den
Austausch von zivilgesellschaftlichen Organisationen, die zum Thema Menschenhandel arbeiten,
untereinander sowie mit der Kommission erleichtern und férdern. Der KOK ist Mitglied der Plattform und
nahm an dem Treffen teil.

+++ Symposium Kinderhandel, Berlin +++

Vom 06. — 07.November fand in Berlin das Symposium , Kinderhandel in Deutschland — Strategien zur
Pravention und zum Schutz betroffener Kinder — ein internationaler Erfahrungsaustausch” statt. Naile
Tanis leitete einen Workshop zum Thema Kooperation von Strafverfolgung und Kinderschutz. Die
Veranstaltung des Internationalen Sozialdienstes und des Deutschen Vereins fiir Offentliche und Private
Flirsorge sollte Risikofaktoren fiir Betroffene von Menschenhandel, insbesondere Kinder, herausarbeiten
sowie deren besondere Schutzbediirftigkeit in der Bekampfung von Menschenhandel mit Akteuren im
Feld diskutieren und evaluieren.

+++ Internationaler Tag gegen Gewalt an Frauen — Empfang des BMFSFJ +++

Am 24. November lud Bundesministerin Manuela Schwesig zum Empfang ins Bundesministerium fir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Anlasslich des internationalen Tags gegen Gewalt an Frauen
startete Frau Schwesig die Selfie-Aktion des Hilfetelefon ,Gewalt gegen Frauen verletzt uns alle!”. Als
Vertreterin des KOK war Naile Tanis eingeladen.

+++ Bundesfachverband Unbegleitete Minderjdhrige Fliichtlinge e.V. — Herbsttagung 2014 ,Gleiche
Rechte, spezielle Bediirfnisse. Standards fiir die Arbeit mit jungen Fliichtlingen — Kinderhandel +++

Unter dem Motto ,Gleiche Rechte, spezielle Bediirfnisse” hat der Bundesfachverband zur Herbsttagung
vom 05.-07.11. in Berlin eingeladen. Am 06.11. gab es am Vormittag verschiedene Fachvortrage zum
Thema ,Menschenhandel mit Minderjahrigen”. Margarete Muresan, Vorstandsmitglied des KOK,
referierte zum Thema ,,Menschenhandel mit Minderjdhrigen — Situation in Deutschland”.

+++ Konferenz ,Open Up?”, London +++

Am 12. November 2014 fand in London die Konferenz ,,Open up?“ statt, die hochrangige Vertreter*innen
von Regierungen und Zivilgesellschaft, Datenaktivist*innen, Jounalist*innen und Konzerne
zusammenbrachte. Organisiert wurde das Zusammentreffen durch das Omidyar Network, eine Stiftung
des Ebay-Griinders Pierre Omidyar. Ziel der Konferenz war es, Dimensionen der Datenpolitik aus
verschiedenen Perspektiven zu beleuchten. Dr. Baerbel Heide Uhl (datACT/KOK) hielt einen Vortrag zu
Risiken des Datenflusses fir marginalisierte  Gruppen (Video der Konferenz unter
http://vimeo.com/111729069).



http://www.gegen-frauenhandel.de/fachtagungen/fachtagung-2014
http://www.gegen-frauenhandel.de/fachtagungen/fachtagung-2014
http://www.deutscher-verein.de/03-events/2014/gruppe1/w-1709-14/
http://www.deutscher-verein.de/03-events/2014/gruppe1/w-1709-14/
http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/gleichstellung,did=211698.html
https://www.hilfetelefon.de/aktuelles/anlaesslich-des-internationalen-tages-zur-beseitigung-von-gewalt-gegen-frauen-ruft-bundesministerin-schwesig-mit-der-selfie-aktion-zur-bekanntmachung-des-hilfetelefons-auf.html
http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Presse/pressemitteilungen,did=211694.html
http://www.b-umf.de/de/startseite/herbsttagung-des-bundesfachverbands-umf-2014-in-berlin-spandau
http://www.openup2014.org/
http://vimeo.com/111729069
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+++ European Crime Prevention Network — Jahresversammlung, Rom +++

Vom 4.-5. Dezember fand in Rom die diesjahrige ,Best Practice Conference” des europdischen
Kriminalitatspraventions-Netzwerkes statt. Thema der Konferenz war ,,Pravention von Menschenhandel”.
Das Netzwerk wurde durch die Europdische Kommission gegriindet. Die Konferenz soll dazu beitragen,
Wissen und Erfahrungen zu Best Practices aus der Kriminalitatspravention und zur Starkung der Sicherheit
in EU-Mitgliedstaaten zu teilen und zu verbreiten. Die EU-Mitgliedstaaten sind durch nationale
Reprasentant*innen sowie die Innenresorts vertreten. Des Weiteren nehmen u.a. Wissenschaftler*innen,
Organisationen und politische Entscheidungstrager*innen an den Konferenzen teil.

Dr. Barbel Heide Uhl stellte bei der Konferenz das Projekt datACT vor. Die Fachberatungsstelle und KOK-
Mitgliedsorganisation Kobra nahm darliber hinaus an dem Wettbewerb zum europaischen
Praventionspreis teil und prasentierte ebenfalls ihre Arbeit.

+++ Expert*innen-Treffen der EU Grundrechteagentur zu schwerwiegenden Formen der
Arbeitsausbeutung, Wien +++

Vom 27.-28.11.2014 fand in Wien ein Sachverstandigentreffen der EU-Grundrechteagentur statt.
Hintergrund ist die Erarbeitung einer Studie zu schwerwiegenden Formen der Arbeitsausbeutung. Dr.
Barbel Heide Uhl (datACT/KOK) nahm an dem Treffen teil und kommentierte den Entwurf der Studie.
Weitere Informationen hier.

KOMMENDE VERANSTALTUNGEN

+++ Einladung zur Fachkonsultation: Human Trafficking of girls and women, Hamburg +++

Die EMW-Kommission ,,Frauen in der Mission”, unter der Schirmherrschaft des Evangelischen
Missionswerks in Deutschland (EMW), Iadt in Kooperation mit den regionalen Missionswerken zur
Internationalen Fachkonsultation ,Human Trafficking of girls and women. Eine Herausforderung fiir
Mission und Okumene”. Die Veranstaltung findet vom 23.-25.02.2015 in der Missionsakademie an der
Universitdat Hamburg statt. Um eine friihzeitige Anmeldung wird gebeten.

E. RECHTLICHE ENTWICKLUNGEN

+++ Kabinett beschlieBt Gesetzentwurf der Bundesregierung zum Aufenthaltsgesetz +++

Das Bundeskabinett hat am 3.12. den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Neubestimmung des
Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung beschlossen.

Insgesamt ist der Gesetzentwurf mit seinen vielen Verscharfungen immer noch sehr kritikwirdig. Wir
freuen uns aber sehr, dass unsere Lobbyarbeit Erfolg gezeigt hat und es zumindest fiir die Gruppe der
Betroffenen von Menschenhandel im Vergleich mit dem Referentenentwurf von April 2014 und im
Vergleich zu der bisherigen Gesamtsituation wesentliche Verbesserungen gibt!

Folgendes ist fiir Betroffene von Menschenhandel verbessert worden:

Es gibt in § 25 Absatz 4 a Satz 1 jetzt eine ,Soll-Regelung”. Das heillt, wenn Betroffene von
Menschenhandel aussagen, erhalten sie einen Aufenthaltstitel fiir die Zeit des Verfahrens. Zuvor war es
lediglich eine , Kann-Regelung”, das heift, es lag im Ermessen der Behérden, ob ein Aufenthaltstitel erteilt
wird, auch wenn die Aussagebereitschaft der Betroffenen gegeben war. Diese ,Kann Regelung” ist
aufgehoben worden; damit wurde eine langjdhrige Forderung des KOK erfillt!



http://eucpn.org/events/european-crime-prevention-award-ecpa-and-best-practice-conference-bpc
http://fra.europa.eu/en/project/2013/severe-forms-labour-exploitation
http://www.emw-d.de/fix/files/Flyer_FrauenkommissionDruck.pdf
http://www.emw-d.de/fix/files/Flyer_FrauenkommissionDruck.pdf
http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/uploads/media/141203_GE_Bleiberecht_Aufenthaltsbeendigung.pdf
http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/uploads/media/141203_GE_Bleiberecht_Aufenthaltsbeendigung.pdf
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Mit grolem Bedauern missen wir jedoch feststellen, dass der Aufenthaltstitel weiterhin lediglich dann
erteilt wird, wenn bei den Betroffenen eine Kooperationsbereitschaft mit den Strafverfolgungsbehérden
gegeben ist. Dies entspricht nicht der vom KOK seit langem geforderten Erteilung eines Aufenthaltstitels
aus humanitdren Grinden. Immer noch stehen die Interessen der Strafverfolgung und nicht die Rechte
der Betroffenen im Vordergrund.

Auch fir minderjahrige Betroffene von Menschenhandel, die noch einmal eine besondere
Schutzbedirftigkeit aufweisen, wurden keine Verbesserungen erreicht. Fir sie hdangt der Aufenthaltstitel
ebenfalls von der Kooperationsbereitschaft ab.

§ 25 Absatz 4a S. 3 zur Verlangerung des Aufenthalts nach dem Strafverfahren wurde jetzt im Gegensatz
zu dem ersten Entwurf — in dem die Moglichkeit der Verlangerung des Aufenthalts als Ermessensvorschrift
formuliert war — dahingehend verbessert, dass ebenfalls eine ,Soll-Regelung” eingefiligt wurde.

§ 26 Linge des Aufenthaltstitels

Die Dauer der Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 4a S.1 erstreckt sich jetzt auf ein Jahr bei der
erstmaligen Erteilung (vorher nur ein halbes Jahr).

Wenn der Aufenthalt nach § 25 Absatz 4 a Satz 3 nach dem Strafverfahren verlangert wird, dann jeweils
fiir zwei Jahre, in begriindeten Einzelfallen sogar langer.

§ 29 Familiennachzug

»Durch die Aufnahme des Verweises auf § 25 Absatz 4a Satz 1 wird der Familiennachzug zu Opfern von
Menschenhandel auch bereits wéhrend des laufenden Strafverfahrens unter den Voraussetzungen von §
29 Absatz 3 Satz 1 zugelassen. Neben einem besseren Schutz der Betroffenen soll dadurch auch die
Kooperationsbereitschaft im Strafverfahren erh6ht werden: Zum einen wird die Erpressbarkeit der
Betroffenen durch Drohungen gegen Angehdérige im Herkunftsstaat verringert, zum anderen wirkt sich die
Anwesenheit der Kernfamilie stabilisierend auf die Betroffenen aus. Fiir Opfer von Menschenhandel mit
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 4a Satz 3, d.h. nach Beendigung des Strafverfahrens, gelten
die zusdtzlichen Anforderungen von § 29 Absatz 3 nicht.”

Das heiRt, es wird grundsatzlich die Moglichkeit eines Familiennachzuges geben, die Voraussetzungen des
§ 29 Absatz 3 Satz 1 missten wir noch prifen. Auf jeden Fall stellt dies schon mal eine Verbesserung dar.

§ 44 Integrationskurse
Zumindest wenn der Aufenthalt verlangert wird nach § 25 Absatz 4 a S. 3 ist ein Zugang zu

Integrationskursen zukinftig moglich.

Der KOK wird den Gesetzentwurf noch genau priifen, sich dazu in Kiirze positionieren und das weitere
Gesetzgebungsverfahren beobachten. Eine erste Stellungnahme finden Sie hier.

+++ Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Verbesserung der Asylbewerberleistungen +++

Der Bundesrat stimmte am 28.11. dem Gesetz zur Anderung des Asylbewerberleistungsgesetzes zu.

Damit soll das Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 2012 umgesetzt werden, welches die aktuellen
Geldleistungen fir Asylbewerber*innen als gesetzeswidrig bezlglich der Sicherung eines
menschenwiirdigen Existenzminimums erklarte und mehr Transparenz in der Berechnung der
Bedarfssatze forderte. Die Geldleistungen des AsylbLG sollen nun angehoben und regelmafig mit den
entsprechenden Bedarfssatzen nach SGB Il und SGB XIl (Hartz VI & Sozialhilfe) verglichen werden.
AuRerdem werden weitere Anderungen eingefiihrt.

Generell ist der KOK der Ansicht, dass ein gesichertes Existenzminimum und damit eine gleichrangige
gesellschaftliche Teilhabe am Leben fiir alle Menschen in Deutschland gelten muss, unabhangig von ihrer
Herkunft und ihrem Aufenthaltsstatus.

Daher ist das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes unserer Meinung nach — auch wenn es lediglich tiber
die Hohe der Leistungen entschieden hat - dahingehend auszulegen, dass das



http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/fileadmin/user_upload/medien/stellungnahmen/Kurzstellungnahme_zum_Gesetzesentwurf_zu_Bleiberecht_und_Aufenthaltsbeendigung_vom_2.12..pdf
http://www.bundesrat.de/DE/plenum/plenum-kompakt/14/928/928-pk.html#top-2
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/025/1802592.pdf
http://www.bundestag.de/presse/hib/2014_09/-/330948
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Asylbewerberleistungsgesetz nicht mehr zeitgemaRB, zu biirokratisch und auch integrationspolitisch
hinderlich ist.

Zu begriRen ist immerhin, dass nun Personen mit humanitdren Aufenthaltstiteln nach §§ 25 Abs. 4 a und
b AufenthG, also aussagebereite Betroffene von Menschenhandel, zukiinftig nicht mehr in den Bereich
des AsylblLG fallen, sondern Leistungen nach dem SGB Il und SGB XII erhalten kénnen (s. Pressemitteilung
KOK ). Damit wurde eine langjahrige Forderung des KOK umgesetzt.

Kritik am Entwurf kam von Seiten der Griinen und Linken sowie verschiedenen Flichtlingsverbdnden, die
argumentierten, dass der Gesetzentwurf nicht, wie von eben jenem BVerfG-Urteil gefordert, ,den
Nachweis erbringe, dass Asylsuchende ein anderes Existenzminimum benétigten als Menschen, die
Leistungen nach dem SGB-Il beziehen (Hartz IV)“. Die Sonderbehandlung von Asylsuchenden miisse
beendet werden. Die Diakonie sprach sich in ihrer Pressemitteilung beziiglich der Novellierung fir eine
generelle Abschaffung des AsylbLG aus: "Das Gesetz diskriminiert die Menschen, die bei uns Schutz
suchen. Es schrankt ihre Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben erheblich ein",
sagte Maria Loheide, Vorstand Sozialpolitik der Diakonie Deutschland. Das AsylbLG decke nur die
Behandlung akuter Krankheiten und Schmerzen, jede weitere Behandlung sei eingeschrankt und miisse
individuell beim Sozialamt beantragt werden. Eine Eingliederung der Fllichtlinge in die allgemeinen
Sozialleistungssysteme und in die gesetzlichen Krankenkassen kénne die medizinische Versorgung der
Flichtlinge um ein vielfaches ,,menschenwirdiger, kostensparender und unbirokratischer” gewahrleisten,
so Loheide.

Auch Pro Asyl und der Flichtlingsrat Berlin kritisierten den Entwurf und forderten generell die
Abschaffung des AsylbLG sowie die Eingliederung der Leistungsberechtigten in das regulare Sozialsystem.
Der Fliichtlingsrat Berlin verfasste zudem eine ausfiihrliche Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf, in der
konkret auf einzelne Punkte eingegangen wird.

+++ Justizminister Heiko Maas hat angekiindigt, § 177 StGB zu reformieren +++

Nach Pressemeldungen kiindigte Justizminister Heiko Maas an, den § 177 StGB zu reformieren. Dariiber,
bzw. Uber eine Prifung eines gesetzgeberischen Handlungsbedarfs, verstindigten sich die
Justizminister*innen auch auf ihrer Konferenz am 6. November in Berlin. Diese Ankiindigung wurde von
Verbanden wie dem Bundesverband Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe (bff) oder Terre des
Femmes (TdF), die sich explizit flr eine Reformierung des § 177 StGB aussprechen, ausdriicklich begrif3t.
Dadurch lasse sich ,,... hoffen, dass mit einer Reform des Sexualstrafrechts die Schutzliicken tatsachlich
geschlossen werden und nicht einvernehmliche sexuelle Handlungen unter Strafe gestellt werden...” so
der bff. Auch der KOK hat sich im Juli 2014 in einer Stellungnahme fiir eine Novellierung des Paragraphen
ausgesprochen, um bestehende Schutzliicken zu schlieRen.

Bereits am 13. Oktober lud Mechthild Rawert (MdB- SPD) zum Expert*innengesprach zur Novellierung des
§ 177 StGB. lhr Wunsch war es, sich mit Mitarbeiter*innen der Ausschiisse zur geplanten Uberarbeitung
des ,Gesetzesentwurf zur Anderung des Strafgesetzbuches — Umsetzung europédischer Vorgaben zum
Sexualstrafrecht” auszutauschen. Aufhédnger flr eine neue Diskussion, um den Umgang mit der langst
anstehenden Novellierung des Paragraphen, war die erste Beratung lUber den von CDU/CSU und SPD
eingebrachten Gesetzesentwurf (Plenarprotokoll 18/54 vom 25.09.2014). Unmut aufgrund der
schleppenden Entwicklungen, kam vor allem seitens der GRUNEN auf, die einen Antrag auf die
umgehende Umsetzung des Artikels 36 der Istanbulkonvention in deutsches Strafrecht bereits vor
Monaten forderten.

+++ Innenausschuss beschlieBt Anderung des Freiziigigkeitsgesetzes +++

Am 5.11. stimmte der Innenausschuss iiber den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur ,Anderung des
Freizligigkeitsgesetzes/EU und weiterer Vorschriften” ab. Gegenstimmen und Anderungsantrige seitens
der Opposition, fanden keine Mehrheit im Ausschuss. Ziel des Entwurfs, so die Bunderegierung, sei es,
»Rechtsmissbrauch oder Betrug in Bezug auf das europaische Freizligigkeitsrecht” in Fallen von



http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/fileadmin/user_upload/medien/Pressemitteilungen/Pressemitteilung_zur_Novellierung_des_AsylbLG.pdf
http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/fileadmin/user_upload/medien/Pressemitteilungen/Pressemitteilung_zur_Novellierung_des_AsylbLG.pdf
http://www.diakonie.de/asylbewerberleistungsgesetz-jetzt-endlich-abschaffen-14730.html
http://www.proasyl.de/en/press/press/news/asylbewerberleistungsgesetz_abschaffen-1/?cHash=c16b2043c41f72ee2e96699964f089b7&no_cache=1&sword_list%5b0%5d=asylbewerberleistungsgesetz&sword_list%5b1%5d=2014
http://www.fluechtlingsinfo-berlin.de/fr/asylblg/Classen_AsylbLG_2014_AS-Ausschuss.pdf
http://www.taz.de/Verurteilung-von-sexueller-Gewalt/!149039/
http://www.justiz.nrw.de/JM/justizpolitik/jumiko/beschluesse/2014/herbstkonferenz14/II_1.pdf
http://www.justiz.nrw.de/JM/justizpolitik/jumiko/beschluesse/2014/herbstkonferenz14/II_1.pdf
https://www.frauen-gegen-gewalt.de/nachricht/items/bundesjustizminister-kuendigt-reform-des-sexualstrafrechts-an.html
http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/fileadmin/user_upload/medien/stellungnahmen/Stellungnahme_KOK_24.07_final.pdf
http://www.mechthild-rawert.de/inhalt/2014-10-15/fachgespr_ch_notwendigkeit_der_novellierung_des_177_strafgesetzb
http://dipbt.bundestag.de/extrakt/ba/WP18/623/62319.html
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/000/1800054.pdf
https://www.gruene-bundestag.de/parlament/bundestagsreden/2014/september/sexualstrafrecht_ID_4393024.html
http://dipbt.bundestag.de/extrakt/ba/WP18/611/61124.html
http://www.bundestag.de/presse/hib/2014_11/-/339050
http://dip.bundestag.de/btd/18/025/1802581.pdf
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illegalisierter Arbeit (,Schwarzarbeit”), illegalisierter Beschaftigung sowie der Inanspruchnahme von
Kindergeld zu verhindern. Das veradnderte Freiziigigkeitsgesetz/EU soll es ermoglichen, in diesen Fillen
Wiedereinreiseverbote zu verhangen. Griine und Linke duRerten starke Kritik am Gesetzentwurf und
warfen der Bundesregierung, aufgrund der Neuregelungen der Wiedereinreisesperren, eine Verletzung
des EU-Rechts vor. Sowohl CDU/CSU als auch Vertreter*innen im Bundesinnenministerium fiihlten sich
jedoch, was diese Kritik angeht, durch die Ergebnisse der Sachverstiandigenanhérung bestarkt. Auch die
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) sammelte Kritikpunkte am Entwurf in
ihrer entsprechenden Stellungnahme.

+++ Bundesrat: Verbesserungen fiir Asylsuchende +++

In seiner Plenarsitzung vom 7. November beriet der Bundesrat (iber den Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur ,Verbesserung der Rechtsstellung von asylsuchenden und geduldeten Auslandern”.
Durch teilweise Aufhebung des Sachleistungsvorranges sollen Betroffene in Zukunft vorranging Geld statt
Sachleistungen erhalten und dadurch in ihrem Selbstbestimmungsrecht nicht weiter unterwandert
werden. Darliber hinaus sieht der Gesetzentwurf der Bundesregierung die Beseitigung der Residenzpflicht
fir asylsuchende und geduldete Auslander*innen, die sich langer als drei Monate im Bundesgebiet
aufhalten, vor.

+++Verbesserung des Arbeitsmarktzugangs fiir Fliichtlinge — Anderungen in der BeschVO +++

Seit November diesen Jahres gelten nun das Uberarbeitete Gesetz zu den sicheren Herkunftsldndern
sowie weitere Verdnderungen in der Beschaftigungsverordnung (§ 32 Abs. 1 BeschVO). Mit dieser
Novellierung gibt es zwei maligebliche Veranderungen fiir die Betroffenen, die unter dieses Gesetz fallen:
Die Herabsenkung des Arbeitsverbots auf drei Monate fiir Asylsuchende mit einer Aufenthaltsgestattung
und Personen mit einer Duldung, anstatt der bisherigen neun bis zwolf Monate, auch wenn danach noch
immer ein nachrangiger Arbeitsmarktzugang besteht. Trotzdem muss fir eine Beschaftigung in der Regel
eine Erlaubnis bei der Auslanderbehérde (ABH) beantragt werden, die dann um Zustimmung bei der
Agentur fiir Arbeit (ZAV) anfragt. Hierbei gibt es jedoch Ausnahmen:

Bei betrieblichen Ausbildungen kénnen Personen mit Aufenthaltsgestattung nach drei Monaten und
Personen ohne Duldung ohne Wartefrist, eine betriebliche Ausbildung ohne Zustimmung der ZAV
beginnen. Die Erlaubnis der ABH ist jedoch weiterhin einzuholen.

FOr Praktika im Rahmen der Schul- oder Berufsausbildung oder eines EU-geférderten Programms (z.B.
ESF/EFF/AMIF), BUFD und FSJ gilt das Gleiche.

Detailliertere und weiterfihrende Informationen finden Sie im Infoflyer der Gemeinnitzigen Gesellschaft
zur Unterstitzung Asylsuchender e.V. — GGUA.

+++ ,Wer rund um die Uhr pflegen muss, muss auch rund um die Uhr bezahlt werden!” — Mindestlohn
fir Pflegekrafte: Bereitschaftszeit ist auch Arbeitszeit +++

Am 19.11. entschied das Bundesarbeitsgericht (BAG), dass Pflegekradfte ein Recht auf die komplette
Auszahlung des Mindestlohns auch fir ihre Bereitschaftsdienste haben. Die Maoglichkeit, fir diese Zeiten
ein geringeres Entgelt zu zahlen, wurde mit der Begriindung abgewiesen, dass sich die
Arbeitnehmer*innen wahrend der Bereitschaft stets ,an einem bestimmten Ort bereithalten (missen),
um im Bedarfsfall unverziiglich die Arbeit aufzunehmen®.



http://www.bundestag.de/presse/hib/2014_10/-/335036
http://www.bundestag.de/blob/333910/2bcab9450cea70038ec05f1fc3648dc7/stellungnahme_06-data.pdf
http://www.bundesrat.de/plpr.html?id=2014-0927
http://dipbt.bundestag.de/dip21.web/bt?rp=http://dipbt.bundestag.de/dip21.web/searchDocuments/simple_search.do?nummer=506/14%26method=Suchen%26herausgeber=BR%26dokType=drs
http://dipbt.bundestag.de/dip21.web/bt?rp=http://dipbt.bundestag.de/dip21.web/searchDocuments/simple_search.do?nummer=506/14%26method=Suchen%26herausgeber=BR%26dokType=drs
http://www.bundesrat.de/DE/plenum/plenum-kompakt/14/927/047.html?cms_selectedTab=section-1
http://www.bgbl.de/banzxaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%5b@attr_id=%2527bgbl114s1683.pdf%2527%5d#__bgbl__%2F%2F*[%40attr_id%3D%27bgbl114s1649.pdf%27]__1418892350964
http://www.bgbl.de/banzxaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%5b@attr_id=%2527bgbl114s1683.pdf%2527%5d#__bgbl__%2F%2F*[%40attr_id%3D%27bgbl114s1683.pdf%27]__1415806647034
http://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/arbeitsmarktzugang20142.pdf
http://juris.bundesarbeitsgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bag&Art=pm&nr=17759
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Unterstitzen Sie unsere Arbeit!

Mit einer Spende leisten Sie einen wichtigen Beitrag, um gegen Menschenhandel und
Gewalt gegen Frauen im Migrationsprozess vorzugehen und die Situation der
Betroffenen in Deutschland zu verbessern.

Jede Spende hilft!

Spendenkonto: Evangelische Bank eG
IBAN: DE43 5206 0410 0003 9110 47
BIC: GENODEF1EKT1

Spendentelefon: 0900-156-5381

Bei einem Anruf werden direkt 5 EUR zugunsten des KOK e.V. von lhrer
nachsten Telefonrechnung abgebucht

Oder spenden Sie einfach beim Online-Shopping: Auf www.boost-
project.com/de/charities /561 klicken und mit jedem Einkauf Gutes tun.

F. INFORMATIONSMATERIAL UND PUBLIKATIONEN

+++ Menschenrechtsbericht der Bundesregierung +++

Am 3.12. hat das Bundeskabinett den 11. Menschenrechtsbericht der Bundesregierung beschlossen. Darin
wird die deutsche Menschenrechtspolitik von 2012 bis 2014 dargestellt. Weibliche Genitalverstimmelung
ist eines der zentralen Themen des Berichts.

Dieser Bericht geht aber auch auf das Thema Menschenhandel ein und stellt einige nationale und
internationale MaRnahmen gegen Menschenhandel dar. Zudem werden die Schwerpunkte der deutschen
Menschenrechtspolitik von 2014 bis 2016 vorgestellt.

+++ Europdische Kommission veroffentlicht aktuelle Statistiken zu Menschenhandel +++

Ebenfalls anldsslich des europaweiten Tages gegen Menschenhandel am 18.10. verdffentlichte die
Europdische Kommission ein Paket an Publikationen zum Thema Menschenhandel. Neben dem
Zwischenbericht zur Umsetzung der EU-Strategie zur Eliminierung von Menschenhandel 2012-2016,
veroffentlichte die Kommission die zweite Eurostat-Statistik zu Menschenhandel in der EU und eine
Publikation zur Umsetzung der EU-Richtlinie 2004/81/EC zur Regulierung der Aufenthaltsbestimmungen
far Betroffene von Menschenhandel aus Drittstaaten, die mit den Strafverfolgungsbehdrden kooperieren.

+++ Frauenhauskoordinierung: Neue Bewohnerinnenstatistik 2013 veroffentlicht +++

Am 12. November veroffentlichte die Frauenhauskoordinierung (FHK) die neue Bewohnerinnenstatistik
2013. Die FHK-Statistik ist eine jahrliche bundesweite Statistik, die Daten (iber die Arbeit der Frauenhauser
und ihre Bewohnerinnen zur Verfligung stellt.



http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Menschenrechte/121024_10-MR_Bericht_artikel_node.html
http://ec.europa.eu/dgs/home-affairs/what-is-new/news/news/docs/20141017_mid-term_report_on_the_2012-2016_eu_strategy_on_trafficking_in_human_beings_en.pdf
http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page/portal/product_details/publication?p_product_code=KS-TC-14-008
http://ec.europa.eu/dgs/home-affairs/e-library/documents/policies/immigration/irregular-immigration/docs/communication_on_the_application_of_directive_2004-81_de.pdf
http://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/pdfs/FHK-Statistik_2013_Auszug_Website.pdf
http://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/pdfs/FHK-Statistik_2013_Auszug_Website.pdf
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Frauenhduser haben die Moglichkeit, sich online registrieren zu lassen und die Daten zum eigenen
Frauenhaus auszuwerten.

2013 beteiligten sich mehr als die Halfte der Frauenhduser in Deutschland an der Umfrage. In mehr als
198 Frauenhdusern und Frauenschutzwohnungen konnten insgesamt Daten von 8.646 Bewohnerinnen
und 8.503 Kindern gesammelt werden.

Seit Dezember 2014 kann die Broschiire fiir einen Betrag von 15 Euro (7,50 EUR fiir Mitglieder und
Studierende) per Mail bestellt werden.

+++ ,What do they know? Public understanding of human trafficking in Ukraine, Hungary and the UK“ —
Studie zum Offentlichen Verstindnis von MH in der Ukraine, Ungarn und GroRbritannien +++

Ende Oktober veroffentlichte Dr. Kiril Sharapov, Politikwissenschaftler sowie Lehrender an der Glasgow
Caledonian University und an der Central European University in Budapest, den ersten Teil seiner
multinationalen Studie zum gesellschaftlichen Verstandnis und zur Einstellung zu Menschenhandel in der
Ukraine, Ungarn und GroRbritannien. Neben einer vertiefenden Analyse der Interviewergebnisse enthalt
die Publikation die gesammelten Auswertungsdaten der Umfragen.

G. Neuigkeiten aus der KOK-Rechtsprechungsdatenbank

+++ Urteil des Gerichtshofs der Europdischen Union vom 11.11.2014 zum Hartz IV-Bezug
von EU-Biirger*innen +++

In Deutschland sind EU-Blrger*innen, die einreisen, um Sozialhilfe zu erhalten, oder deren
Aufenthaltsrecht sich allein aus dem Zweck der Arbeitssuche ergibt, von Hartz IV-Leistungen
ausgeschlossen. Der EuUGH bestétigt in seiner Entscheidung (Aktenzeichen C-333/13) den Ausschluss fir
die Personen, die allein zum Sozialleistungsbezug zuwandern. Der EuGH wies darauf hin, ein Mitgliedstaat
sei nicht verpflichtet, Zuwanderern wahrend der ersten drei Monate ihres Aufenthalts Sozialhilfe zu
gewdhren.

Diese Entscheidung ist nicht automatisch auf EU-Blirger*innen lbertragbar, die zur Arbeitssuche nach
Deutschland kommen. Hier sind weitere Vorschriften anwendbar, die der EuGH in seinem aktuellen Urteil
noch nicht gepriift hat. Einen solchen Fall hatte das Bundessozialgericht Kassel dem EuGH Ende 2013
vorgelegt. Dazu gibt es noch keine Entscheidung des Gerichtshofs.

RUBRIK WISSEN - Jahresriickblick des KOK

An dieser Stelle mochten wir wie immer im letzten Newsletter eines Jahres die wichtigsten Ereignisse und
Aktivitditen des KOK noch einmal Revue passieren lassen. 2014 war fir den KOK wieder ein
ereignisreiches, arbeitsintensives aber auch sehr spannendes Jahr.

Vereinsinterne Entwicklungen, die den KOK in diesem Jahr beschaftigt haben, waren vor allem die
Empfehlungen der externen Evaluierung, die bereits 2013 durchgefiihrt wurde und deren Umsetzung. Dies
schlug sich vor allem in der auf der Jahreshauptversammlung des KOK im Juni 2014 mit groRer Mehrheit
beschlossenen Namensanderung in ,,KOK — Bundesweiter Koordinierungskreis gegen Menschenhandel
e.V.“ nieder. Die Anderung des Namens soll vor allem die Vielfalt und Komplexitit des Phdnomens
Menschenhandel wiederspiegeln, mit der sich der KOK und seine Mitgliedsorganisationen beschaftigen.



http://cps.ceu.hu/profiles/research-fellow/kiril_sharapov
https://cps.ceu.hu/sites/default/files/publications/cps-working-paper-upkat-public-knowledge-and-attitudes-towards-thb-2014.pdf
http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/kok-informiert/rechtsprechungsdatenbank/datenbank/detailansicht.html?tx_t3ukudb_urteile%5Bitem%5D=198&tx_t3ukudb_urteile%5Baction%5D=show&tx_t3ukudb_urteile%5Bcontroller%5D=Item&cHash=7b83fc13b6138299c3bd0da46ca69100
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Der KOK konstatierte immer wieder, dass in der Politik, der Offentlichkeit und auch bei relevanten
Akteuren die Begriffe Frauenhandel und Menschenhandel leider oftmals missverstandlich
wahrgenommen werden: weibliche Betroffene werden nach diesem Verstdndnis (berwiegend dem
Frauenhandel in die sexuelle Ausbeutung und mannliche Betroffene dem Menschenhandel zur
Arbeitsausbeutung zugeordnet. Diese Zuordnungen sind jedoch zu eng und beinhalten Genderstereotype,
die nicht der Realitat entsprechen.

Ebenfalls auf der Jahreshauptversammlung wurde ein neuer Vorstand gewahlt. Wir freuen uns, dass die
wichtige und verantwortungsvolle Vorstandsarbeit nun von Nicole Asbrock (Zora), Andrea Hitzke
(Dortmunder Mitternachtsmission), Valentina Maradjieva (agisra) und Margarete Muresan (IN VIA)
geleistet wird.

Im Zuge der Namensanderung hat der KOK auch seine Webadresse in www.kok-gegen-
menschenhandel.de gedndert.

Daneben beschiftigte den KOK sehr intensiv die Konzeption und Erstellung der neuen
Wanderausstellung ,,Menschenhandel — Situation, Rechte und Unterstiitzung in Deutschland“.

Sie informiert die Offentlichkeit (iber die Themen Menschenhandel und Ausbeutung und stellt die Rechte
der Betroffenen und die Unterstiitzungsstruktur in Deutschland dar. Neben Bildern und Texten enthilt sie
auch Audio- und Videomaterial. Die Konzeption der Ausstellung erlaubt sehr breite Einsatzmoglichkeiten,
sie kann fir unterschiedliches Publikum genutzt werden. Die Ausstellung wurde anlasslich des EU-weiten
Tages gegen Menschenhandel am 18.10. bereits am 16.10. im Rahmen einer groRen Veranstaltung im
Berliner Hauptbahnhof mit geladenen Géasten der Offentlichkeit prasentiert.

Ein weiteres wichtiges Ereignis war der Besuch der Expert*innengruppe GRETA im Juni dieses Jahres.
Erstmals, seit der Ratifizierung der Europaratskonvention gegen Menschenhandel und ihrem Inkrafttreten
in Deutschland, wurde nun deren Umsetzung durch die Bundesrepublik von der unabhangigen Group of
Experts on Action against Trafficking in Human Beings (GRETA) gepriift. Die Evaluierung fand mittels eines
Fragebogens an die Bundesregierung sowie durch einen Deutschlandbesuch einiger GRETA-
Vertreter*innen statt. Der KOK reichte einen eigenen Bericht an GRETA ein. Im Rahmen des
Deutschlandbesuchs organisierte der KOK zudem ein NGO-Round-Table-Meeting mit den Vertreter*innen
von GRETA und Vertreter*innen verschiedener NGOs, z.B. Fachberatungsstellen fiir Betroffene von
Menschenhandel, gewerkschaftliche Beratungsstellen, ECPAT, Amnesty International und weiteren. Dabei
tauschten sich die Teilnehmer*innen konstruktiv zur Situation in Deutschland aus und stellten die
Kritikpunkte aus Sicht der Zivilgesellschaft dar.

Im vergangenen Jahr fand eine Reihe von Schulungen zum Thema Menschenhandel statt, die von
Mitarbeiterinnen des KOK (Naile Tanisund Eva Kiiblbeck) und Vertreterinnen des KOK-Vorstands
(Margarete Muresan), zum Teil in Zusammenarbeit mit Vertreter*innen von Fachberatungsstellen
durchgefiihrt wurden. Zu nennen sind hier insbesondere Schulungen fir Mitarbeiter*innen des
Hilfetelefons Gewalt gegen Frauen, Schulungen fir Kriminalbeamt*innen des Bundeskriminalamts (BKA)
oder auch Schulungen fiir Berater*innen des Deutschen Roten Kreuzes. Wir freuen uns Uber die
Anerkennung der Expertise des KOK, wodurch die fiir die Situation der Betroffenen so wichtige
Sensibilisierung der relevanten Akteure verstarkt werden kann.

Natdrlich hat der KOK auch 2014 politische und gesetzliche Entwicklungen zu Menschenhandel und
angrenzenden Themen intensiv beobachtet und begleitet. Dies geschah zum Beispiel durch
Stellungnahmen, Teilnahme an Anhérungen und Politikberatung. Zu nennen sind hier insbesondere die
geplanten Anderungen des Asylbewerberleistungsgesetzes, die zumindest fiir Betroffene von
Menschenhandel eine Verbesserung bedeuten und mit denen eine langjahrige Forderung des KOK
umgesetzt wurde. Der KOK hat hierzu eine Stellungnahme verfasst. Des Weiteren gab es einen
Referentenentwurf des Innenministeriums zur Neubestimmung des Bleiberechts und der
Aufenthaltsbeendigung, den der KOK ebenfalls durch eine Stellungnahme begleitet hat. Ganz aktuell liegt
der Gesetzentwurf zur Umsetzung der EU-Richtlinie 2011/36/EU vor, zu dem sich der KOK in einer
Stellungnahme kritisch geduRert hat.



http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/
http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/
http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/kok-ausstellung.html
http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/uploads/media/Stellungnahme_des_KOK_zur_AEnderung_des_AsylbLG_vom_4.6.14_BMAS_final_9_7_14_2.pdf
http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/fileadmin/user_upload/medien/stellungnahmen/Stellungnahme_des_KOK_zum_Referentenentwurf_des_BMI_vom_07_04_2014_final.pdf
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Auch das Thema Psychosoziale Prozessbegleitung hat den KOK — vor dem Hintergrund des
Opferrechtsreformgesetzes sowie eines Beschlusses der Konferenz der Justizminister und
Justizministerinnen —in diesem Jahr beschaftigt und wurde im Rahmen einer Stellungnahme diskutiert.

In die intensiven Diskussionen um die Regulierung von Prostitution wurde der KOK ebenfalls eingebunden.
Der KOK war auf einer Anhérung des Bundesministeriums fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
vertreten, auf der sich ca. 40 Sachversténdige zu dem Thema austauschten, und reichte hierzu Hinweise
und Empfehlungen ein.

Das Thema Betroffene von Menschenhandel im Asylverfahren ist ein weiterer Schwerpunkt, der den KOK
und seine Mitgliedsorganisationen in diesem Jahr beschaftigte. Das diesjahrige Vernetzungstreffen setze
sich intensiv mit der besonderen Situation und Problematik von Betroffenen von Menschenhandel im
Asylverfahren auseinander. Die Teilnehmer*innen tauschten sich hierzu sowohl untereinander als auch
mit einer Vertreterin des BAMF sowie mit einer Rechtsanwaltin aus.

Rechtsanwalt Dr. Christoph Lindner verfasste im Auftrag des KOK zudem das Praxisgutachten
Aufenthaltsmdéglichkeiten fiir Opfer von Menschenhandel aus Drittstaaten. Darin werden die rechtliche
Konzeption und die Abldufe der beiden bislang am haufigsten genutzten Verfahrenswege — Aufenthalt
nach § 25 Abs. 4a AufenthG und Asylverfahren — dargestellt. AuRerdem geht das Gutachten auf weitere,
bislang wenig genutzte Optionen sowie Probleme und Bewaltigungsansatze fiir die Rechtspraxis ein.

Neben den regelmiRigen Newslettern sowie den wochentlichen Infomails an seine
Mitgliedsorganisationen verfasste der KOK auch in diesem Jahr einen themenspezifischen
Informationsdienst. Aufgrund der aktuellen Relevanz des Themas in der Praxis befasste er sich in diesem
Jahr mit Betroffenen von Menschenhandel im Asylverfahren.

Weitere Veroffentlichungen in diesem Jahr waren u.a. die KOK-Synopse zu Berichterstattungsstellen oder
vergleichbaren Mechanismen in verschiedenen europaischen Landern sowie eine Handreichung fiir die
Praxis zu Anderungen der Beratungshilfe und Prozesskostenhilfe seit dem 01.01.2014.

Wir moéchten uns an dieser Stelle bei allen bedanken, die unsere Arbeit begleitet und unterstiitzt haben.
Wir wiinschen frohe und besinnliche Feiertage und einen guten Start ins neue Jahr!

K K Die Arbeit des KOK e.V. wird geférdert vom
Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und

Bundesweiter Koordinierungskreis Jugend (BMFSF))
gegen Menschenhandel e.V.



http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/kok-informiert/website-news/detailansicht-website-news/artikel/praxisgutachten-aufenthaltsmoeglichkeiten-fuer-opfer-von-menschenhandel-aus-drittstaaten-im-auftra.html
http://www.kok-gegen-menschenhandel.de/kok-informiert/website-news/detailansicht-website-news/artikel/kok-informationsdienst-2014-zu-asylrecht-und-menschenhandel-erschienen.html

	Am 24. November lud Bundesministerin Manuela Schwesig zum Empfang ins Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Anlässlich des internationalen Tags gegen Gewalt an Frauen startete Frau Schwesig die Selfie-Aktion des Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen verletzt uns alle!“. Als Vertreterin des KOK war Naile Tanış eingeladen.
	Am 5.11. stimmte der Innenausschuss über den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur „Änderung des Freizügigkeitsgesetzes/EU und weiterer Vorschriften“ ab. Gegenstimmen und Änderungsanträge seitens der Opposition, fanden keine Mehrheit im Ausschuss. Ziel des Entwurfs, so die Bunderegierung, sei es, „Rechtsmissbrauch oder Betrug in Bezug auf das europäische Freizügigkeitsrecht“ in Fällen von illegalisierter Arbeit („Schwarzarbeit“), illegalisierter Beschäftigung sowie der Inanspruchnahme von Kindergeld zu verhindern. Das veränderte Freizügigkeitsgesetz/EU soll es ermöglichen, in diesen Fällen Wiedereinreiseverbote zu verhängen. Grüne und Linke äußerten starke Kritik am Gesetzentwurf und warfen der Bundesregierung, aufgrund der Neuregelungen der Wiedereinreisesperren, eine Verletzung des EU-Rechts vor. Sowohl CDU/CSU als auch Vertreter*innen im Bundesinnenministerium fühlten sich jedoch, was diese Kritik angeht, durch die Ergebnisse der Sachverständigenanhörung bestärkt. Auch die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) sammelte Kritikpunkte am Entwurf in ihrer entsprechenden Stellungnahme.

